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Eine rechtsextreme Bürgerwehr hat in Berlin Roma vertrieben 

Gefährliche Bürgerwehr
Von Peter Nowak

Bundesweit wollen Rechtsextreme sogenannte Schutzzonen errichten. In Berlin
vertrieben sie Roma von einem öffentlichen Platz. Hinter der Kampagne steht
die NPD.

»Schutzzonen – Schulwegwache« steht auf dem Rücken der roten Westen mit den weißen
Streifen. Getragen werden sie von zwei Männern, die neben einer Schule im Berliner
Stadtteil Hellersdorf stehen. Das Foto, das die beiden Männer zeigt, ist eine Drohung für
alle Menschen, die nicht ins rechtsextreme Weltbild passen. Schließlich steht es auf der
Homepage der Berliner NPD. Es soll für die Kampagne »Schafft Schutzzonen« der Neonazis
werben, die in den vergangenen Wochen in verschiedenen Bundesländern lanciert wurde.

Auf weiteren Fotos von Aktionen in Berlin sind sich bürgerlich gebende Männer und Frauen
zu sehen, die in den Stadtteilen Lichtenberg, Karow, Marzahn, Köpenick, Neukölln und
Mitte auf Streife gehen. Auch über das konkrete Vorgehen wird auf der NPD-Seite
berichtet. Es würden »soziale Brennpunkte, finstere Nebenstraßen sowie Flüchtlingsheime
abgefahren«. In einem Beitrag mit dem Titel »Schutzzonen in der Hauptstadt – ein Fazit
der vergangenen Wochen« heißt es in rassistischer Diktion: »In Berlin-Mitte war eine
kleine, aber erfolgreiche Tourismusstreife unterwegs und verbannte gleich mehrere
Betrüger und Zigeuner des Platzes.«

Auf Facebook waren Fotos der Opfer zu sehen. Ein auf Twitter geteiltes Foto, das eine
NPD-Streife in der Nähe des Brandenburger Tors zeigt, ist mit einer antisemitischen
Erklärung überschrieben: »Während Merkel lieber nach Israel pilgert, sorgen wir in
Deutschland für Sicherheit.«

Medial aufgegriffen wurde die rechtsextreme Säuberungsaktion nur von der BZ. In einem
Artikel vom 21. Oktober zitierte die Zeitung aus einer Analyse des Berliner
Verfassungsschutzes, die auch die Kampagne »Schafft Schutzzonen« unter die Lupe
nimmt. Darin erklärt der Geheimdienst: »Mit der Kampagne greift die Partei auf das in der
rechtsextremistischen Szene immer wieder verwendete Konzept einer Bürgerwehr
zurück.« Man müsse auch die Abkürzung beachten, die sich aus der Alliteration ergebe –
»SS«. Selbst dieser Hinweis führte nicht zu einer größeren öffentlichen Diskussion über die
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Kampagne beziehungsweise den Übergriff in Berlin-Mitte.

Andrea Wierich von Amaro Foro, einem Jugendverband, der sich gegen Antiziganismus
engagiert, veröffentlichte eine Erklärung zu der Aktion: »In Berlin-Mitte sind Roma oder
dafür gehaltene Menschen offenbar durch rechtsextreme Aktivisten vertrieben worden.
Die NPD teilte dies auf Facebook und auf ihrer Homepage mit. Einige der Betroffenen
waren offenbar minderjährig; sie wurden fotografiert und die Fotos wurden ohne ihr
Einverständnis im Internet veröffentlicht.«

Im Juni hatte Amaro Foro in einer Stellungnahme den öffentlichen Umgang mit dem Angriff
auf ein RomaMädchen in Berlin kritisiert. Das Mädchen hatte vor einem Haus in der Straße
der Pariser Kommune im Stadtteil Friedrichshain gespielt, als ein Anwohner von seinem
Balkon aus mit einer Luftdruckwaffe einen Schuss auf es abgab. In der Berichterstattung
über den Angriff, so der Verband, sei in den Vordergrund gestellt worden, dass das Haus,
vor dem das Mädchen gespielt hatte, offenbar eine sogenannte Schrottimmobilie mit viel
Müll, Lärm und Kriminalität sei, die überwiegend von Osteuropäern, darunter viele Roma,
bewohnt werde. »Das suggeriert, dass der Vorfall nicht überraschend und der Zorn des
Schützen vielleicht sogar verständlich sei. Eine solche Darstellung eines Schusses auf ein
Kind finden wir erschreckend«, heißt es in der Stellungnahme.

 
Im Gespräch mit der Jungle World sagte Wierich, auch ihre Organisation habe von dem
Übergriff der NPD in Berlin-Mitte durch den BZ-Artikel erfahren. Zu den Betroffenen habe
man keinen Kontakt, daher sei es bislang nicht möglich gewesen, sie zu den Vorfällen zu
befragen. Amaro Foro fordert, dass das Vorgehen der rechtsextremen Bürgerwehren
juristische Konsequenzen haben müsse. »Dieses Vorgehen ist eine Amtsanmaßung durch
Rechtsextreme, die in einer massiven Diskriminierung und Gefährdung ganzer
Personengruppen resultiert: Wer befürchten muss, für nicht deutsch gehalten zu werden,
kann sich in Berlin-Mitte nicht mehr sicher fühlen, nicht mehr gefahrlos bewegen«, heißt
es in einer Stellungnahme, die der Verband gemeinsam mit der Opferberatungsstelle
Reachout veröffentlichte.

Weil die an der Schutzzonen-Kampagne Beteiligten offen Gesicht zeigten und sich an
mehreren Orten fotografieren ließen, dürften sich die polizeilichen Ermittlungen in diesem
Fall einfach gestalten. Auf eine Anfrage der Jungle World nach dem Stand der Ermittlungen
sagte ein Pressesprecher der Berliner Polizei, er warte noch auf die Rückmeldung der
zuständigen Fachabteilung.

Andrea Wierich sagte der Jungle World, ihre Organisation mache seit Jahren die Erfahrung,
dass Rechte, die als Bürgerwehr auftreten, ihnen missliebige Personen schikanieren und
vertreiben. Dies führte in der Vergangenheit zu sehr unterschiedlichen Reaktionen. So gab
es bundesweit Empörung, nachdem bekannt geworden war, dass in Chemnitz im
September eine selbsternannte »Bürgerwehr« sieben Menschen unterschiedlicher
Nationalitäten bedroht und beschimpft hatte. In diesen Fall reagierte die Justiz sofort. Die
15 Tatverdächtigen wurden noch am selben Abend vorläufig festgenommen. Gegen sechs
Männer im Alter zwischen 27 und 33 Jahren wurde Haftbefehl erlassen. Nach Auskunft der



Staatsanwaltschaft wird ihnen Landfriedensbruch vorgeworfen. Zu der schnellen Reaktion
der Behörden könnte es damals auch deshalb gekommen sein, weil Chemnitz im
September wegen rassistischer Aufmärsche bundesweit im Fokus der Öffentlichkeit stand.

Dass Bürgerwehren Selbstjustiz gegen ihnen missliebige Minderheiten üben und von
Teilen der übrigen Bevölkerung dabei unterstützt werden, zeigte sich auch am 21. Mai
2016. In einem Supermarkt im sächsischen Arnsdorf fesselten vier Männer, darunter ein
Lokalpolitiker der CDU, einen irakischen Flüchtling, der Probleme mit einer Telefonkarte
hatte und sich nicht verständlich machen konnte, an einen Baum. Der Vorfall wurde
bekannt, weil eine Videoaufnahme des Übergriffs auf rechten Internetseiten kursierte und
auf viel Zustimmung stieß. Ein Verfahren wegen Freiheitsberaubung wurde im April 2017
eingestellt, weil den Angeklagten nach Meinung des zuständigen Richters nur geringe
Strafen drohten. Das rechtsextreme Milieu feierte die vier Männer als Helden, die
Zivilcourage gezeigt hätten. Zu diesem Zeitpunkt war das Opfer der Bürgerwehr schon tot.
Der irakische Flüchtling hatte psychische Probleme. Im Januar 2017 erfror er in einem
Wald und wurde erst Wochen später gefunden. Der Vorfall wäre wahrscheinlich längst
vergessen, hätte der sächsische Künstler Mario Pfeifer ihn nicht zum Material der
Videoinstallation »Again/Noch einmal« gemacht, die noch bis zum 6. Januar in den
Chemnitzer Kunstsammlungen zu sehen ist.
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